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Durch die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ist geklärt, dass Anspruch auf 

Überbrückungsbeihilfe nach § 4 Ziff. 1 Buchst. a TV SozSich bereits dann zusteht, wenn der 

Arbeitnehmer eine Beschäftigung von mehr als 21 Stunden ausübt, sofern kein 

Scheinarbeitsverhältnis vorliegt. Weitere Voraussetzungen für diesen Anspruch sind tariflich 

nicht normiert. Damit ist zugleich geklärt, dass der Arbeitnehmer, der eine anspruchsauslösende 

Beschäftigung ausübt, sich nicht noch zusätzlich arbeitsuchend bzw. arbeitslos melden muss, 

um den Anspruch auf die Überbrückungsbeihilfe gemäß § 4 Ziff. 1 Buchst. a TV SozSich zu 

erlangen.   

Danach hat sich der Arbeitnehmer nach der Kündigung arbeitsuchend, nach der Entlassung aber 

arbeitslos zu melden. Eine dieser tariflichen Regelung entnommene Verpflichtung, sich noch 

nach der Entlassung, d.h. nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses (BAG 15.12 2016 – 6 

AZR 478/15; 20.05.1999 – 6 AZR 601/97)  “arbeitsuchend” zu melden, besteht schon nach dem 

unzweideutigen Tarifwortlaut des § 3 Ziff. 2 TV SozSich nicht. 

Darüber hinaus ist durch die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts sowie des 

Bundessozialgerichts geklärt, dass ein Arbeitnehmer, der eine Beschäftigung im vom TV SozSich 

verlangten Mindestumfang von mehr als 21 Stunden ausübt, nicht arbeitslos ist und sich darum 

auch nicht mehr gemäß § 3 Ziff. 2 TV SozSich nach seiner Entlassung arbeitslos melden kann. 

Arbeitslos ist ein Arbeitnehmer gemäß § 138 Abs. 1 SGB III nur dann, wenn er beschäftigungslos 

ist (Nr. 1), sich bemüht, die eigene Beschäftigungslosigkeit zu beenden (Nr. 2), und den 

Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit zur Verfügung steht (Nr. 3). Aus § 138 Abs. 1 

Nr. 1 iVm. Abs. 3 Satz 1 SGB III folgt im Umkehrschluss, dass eine Erwerbstätigkeit von 15 

Stunden wöchentlich und mehr die Beschäftigungslosigkeit ausschließt (BSG 3.12 2009 – B 11 AL 

28/08 R, Rn. 11 zur Vorgängerbestimmung § 119 Abs. 3 Satz 1 SGB III aF; vgl. auch BAG 

31.07.2014 – 6 AZR 993/12, Rn. 24). Ein Arbeitnehmer in einem Arbeitsverhältnis mit einer 

vereinbarten Arbeitszeit von mehr als 21 Stunden ist darum nicht arbeitslos. 

Vor diesem höchstrichterlich entschiedenen sozialversicherungsrechtlichen Hintergrund ist 

geklärt, jedenfalls aber offenkundig, dass der Anspruch nach § 4 Ziff. 1 Buchst. a TV SozSich 

nicht davon abhängt, dass der Arbeitnehmer sich gemäß § 3 Ziff. 2 TV SozSich nach der 

Kündigung arbeitsuchend und nach seiner Entlassung arbeitslos meldet. 

https://www.rechtslupe.de/stichworte/rechtsprechung
https://www.rechtslupe.de/stichworte/ueberbrueckungsbeihilfe
https://www.rechtslupe.de/stichworte/scheinarbeitsverhaeltnis
https://www.rechtslupe.de/stichworte/beendigung
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=6%20AZR%20601/97
http://dejure.org/gesetze/SGB_III/138.html
http://dejure.org/gesetze/SGB_III/138.html
http://dejure.org/gesetze/SGB_III/138.html
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2011%20AL%2028/08%20R
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2011%20AL%2028/08%20R
http://dejure.org/gesetze/SGB_III/119.html
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=6%20AZR%20993/12
https://www.rechtslupe.de/stichworte/arbeitszeit

